
2 5. März 1986 41
Für das Nachschlagewerk! Ja
Für die Fachpresse! Ja
Für die amtliche Sammlung! Nein

Gesetzs FeiertagslohnzahlungsG § 1

Leitsätze; 1. Der Arbeitnehmer, der feste Bezüge für einenbestimmten längeren Zeitabschnitt (Woche, Monat) 
erhält, ohne daß die Höhe-der Bezüge von der 
Zahl der Arbeitsstunden abhängt, erleidet durch 
den Arbeitsausfall an einem gesetzlichen Wochen­
feiertag in der Regel keinen Verdienstausfall.
Auf die Anspruchsgrundlago des § 1 Feicrtagslohn- 
zahlungsG kommt es in diesem Fall nicht an0

,2. Der Anspruch auf die im Monatsgehalt eines Ange­stellten enthaltene Feiertagsvergütung kann nicht 
durch die Vereinbarung ausgeschlossen v/erden, daß 
der Angestellte, für den im allgemeinen die Fünf- 
Tage-Yfoche gilt, in Wochen mit einem gesetzlichen 
Feiertag die an diesem Tag ausfallende Arbeit ohne 
besondere Vergütung an einem sonst arbeitsfreien 
Tag leisten mußo Vielmehr ist die Arbeit an dom 
sonst freien Tag im Grundsatz zusätzlich zu be­
zahl en„

3. Dieser Zahlungsanspruch kann im Wege einer Pau­schalregelung durch eine Gesamtvergütung abgegol­
ten werden» Eine Pauschalvereinbarung sollte aus 
Gründen der Rechtsklarheit ausdrücklich getroffen 
werden» Sie kann sich aber auch aus den Umständen 
ergeben. Dann muß für den Arbeitnehmer deutlich 
erkennbar sein, daß mit der Gesaratvcrgütung der 
erwähnte zusätzliche Anspruch abgegolten ist» 
Darlegungs- und bev/eispflichtig ist insoweit der 
Arbeitgeber.

Aktenzeichen; 3 AZR 358/65
Urteil des BAG vom 25« März 1966 LAG Baden-Y/ürttemberg(Stuttgart)
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4 Sa 30/65 Baden-Uürttcnberg 
(Stuttgart)

Verkündet an 
25= Mürz 1066
cz - 
cgilG
ccr

Groll, crungsoberSekretär Ur kund sb c ent c r Geschäftsstelle
In Sachen

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund 
der nündlichcn Verhandlung von 25» März 1966 durch den 
Senatsprüoiüentcn Professor Dr» Stunpf, die Bundesrich- 
tcrin Professorin Dr. Hilger und den Bundesrichter Lr, Grö- 
ninger sowie die Bundesarbeitsrichtcr Röglin und Har.drack 
für Recht erkannt;

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des 
Landcsarbcitsgcrichts Baderi-Y urttcrabcrg von 
10» Juni 1965 - 4 Sa 30/'65 - aufgehoben»
Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung - auch über die Kosten der Revision - 
an das Landesarbeitsgcricht surückverwicscn»

2 -
V o n R e c h t w e g e n K

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


2

Tatbestand;

Der Kläger war von 1. November 1963 bis 31„ Dezember 
1964 Gegen ein Monatsgehalt von 1.000,—  EM und einen 
Y.’ohnungs Zuschuß von monatlich 60,—  EM als Rundfunk- und 
Fernschnechanikerncister für das Pcrnsch-, Rundfunk- und 
Ilcktrc-rinzclhandelogoschäft des Beklagten in S" 
angesteilt. Für sein Arbeitsverhältnis galt in allgemeinen 
die Fünf-Tage-Woche. In Laufe des Jahres 1964- hat der Kläger 
die /. rteitszeit, die an insgesamt acht in die Wochenarboitc- 
zeit gefallenen gesetzlichen Feiertagen wegen der Feiertags­
ruhe nicht abgeleistet worden ist, an einen für ihn sonst 
arbeitsfreien Tag,vor- oder nachgeholt. Eine zusätzliche 
Bezahlung hierfür hat er nicht erhalten.

Diese hat der Kläger mit der an 28, Januar 1965 erho­
benen Klage zuletzt für sieben Tage in Höhe von 331,38 EM 
(47,34 EM für jeden Tag) gefordert. Der Beklagte hat sich 
auf Nr, 4 des schriftlichen Arbeitsvcrtragc von 5, August 
1963 berufen, in der bestimmt ist:

"Der Arbeitszeit liegt die Fünftagewoche zugrunde, 
d, h. der Arbeitnehmer hat, sofern in die Woche kein 
Feiertag fällt, Anspruch auf einen freien Tag.
Dieser freie Tag wird vorerst grundsätzlich auf 
Mittwoch verlegt, doch erklärt sich der Arbeitgeber 
bereit, diesen freien Tag entsprechend den Wünschen 
der Arbeitnehmer, sofern es die Geschäftslage zuläßt,, 
auf einen anderen Tag zu verlegen."

Ergänzend sieht Nr. 9 Abo. 2 des Arbeitsvertrags vor, 
daß die Arbeitszeit an Montag, Dienstag, Donnerstag und 
Freitag von 8.oo bis 13.oo Uhr und. von 15°oa bis 19«co Uhr 
und an Samstag von 8,oo bis 12,oo Uhr und von 13»oo bis 
16.co Uhr (mit der Möglichkeit früherer Beendigung) festge- 
lcgt ist.

Der Beklagte meint, der Kläger habe als Angestellter 
mit Monatsgehalt durch die Feiertage keinen Verdienstaus- 
fall erlitten. Aber auch für die Arbeit an sonst arbeits­
freien Tagen könne er nichts fordern, weil nach Nr. 4 des
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Vertrags in Wochen mit einen auf einen Arbeitstag fallenden 
Feiertag die Sechs-Tage-Arbeitswoche gegolten habe» In 
übrigen sei der etv/aige Anspruch dos Klägers wegen verspä­
teter Geltendnachung verwirkt » Vorsorglich rechne er nit 
Forderungen aus Schlechtleistungon des Klägers u. a, auf»

Eas Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben» Eas 
Landcsarbeitsgericht hat sic abgewiesen, und zwar in wesent­
lichen nit der Begründung, daß ein etwaiger Anspruch des 
Klägers durch das erheblich über den Tariflohn liegende 
Gehalt abgegoltcn sei» Hiergegen richtet sich die Revision 
des Klägers, mit der er seinen Zahlungsanspruch weiter 
verfolgt»

Entscheidungsgründe;

1» Auf § 1 Abs» 1 des Gesetzes zur Regelung der Lohnzah­
lung an Feiertagen (FciertagslohnzahlungsG) von 2» August 
1951 (EGBlo I S» 479) kann der Kläger seine Forderung nicht 
stützen» Bonn den hiernach von Beklagten geschuldeten 
Arbeitsverdienst hat der Kläger durch die Zahlung des vollen 
Monatsgehaltes auch .in den Monaten nit den hier in Rede 
stehenden \"ochonfeicrtagen erhalten»
a) Hach § 1 Abo» 1 FciertagslohnzahlungsG nuß der Arbeit­
geber für die infolge eines gesetzlichen Feiertags aus­
fallende Arbeitszeit den Arbeitsverdienst zahlen, den der 
Arbeitnehmer ohne den Arbeitsanfall dieses Feiertags er­
halten hätte» In vorliegenden Fall steht fest, daß der 
Kläger in Jahre 1964 jedenfalls an sieben Tagen, die in 
Lande Badcn-Y/ürttcnbcrg nach § 1 des dortigen Gesetzes über 
die Sonn- und Feiertage in der Fassung von 25» Juli 1962 . 
(GBl» S» 173) als gesetzliche Feiertage anerkannt sind, nicht 
gearbeitet hat» Dabei handelt es sich in jeden einzelnen Fall 
un solche Feiertage, die auf einen Werktag, nicht jedoch auf 
einen Mittwoch gefallen sind, nänlich un Montag, den 6» Ja­
nuar (Erocheinungcfest), Freitag, den 27» März (Karfreitag)»

- 4 -
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Montag, den 30, März (Osternontag), Freitag, den 1 , Mai, 
Donnerstag, den 7, Mai (Christi Himmelfahrt), Montag, 
den 18, Mai (Pfingstmontag) und Donnerstag, den 28° Llai 
(Fronleichnam), Allo diese Tage wären gemäß Nr» 9 Abs, 2 
des schriftlichen Arbeitsvertrags in Wochen ohne Feiertage 
für den Kläger Arbeitstage gewesene

Wird zunächst die besondere Vereinbarung der Parteien 
in Nr, 4 des Arbeitsvertrags außer Betracht gelassen, dann 
geht es an sich um den üblichen Fall, wie er durch § 1 
FeicrtagslohnzahlungsG erfaßt wird? Der Arbeitnehmer, der an 
den gesetzlichen Wochen!eiertag nicht arbeitet, erhält 
gleichwohl den auf diesen Tag entfallenden Lohn, sofern er 
nicht ohnehin aus anderem Rechtsgrund hierauf einen Anspruch 
hat.o

letzteres ist hier der Fall,- Der Kläger erhält feste 
Eezüge für einen bestimmten längeren Zeitabschnitt (z, B, 
Woche, Monat), nämlich jeweils für einen Monat, ohne daß die 
Gehaltchöhe von der Zahl der Arbeitsstunden abhängt (vgl, 
dazu BAG AP Nr, 1 zu § 611 BGB Wochenlohn), Unter solchen 
Umständen ist in das Gehalt, wenn es wie hier auch in Monaten 
mit Wochenfeiertagen ungekürzt gezahlt wird, die Bezahlung der 
Feiertage eingoschlooscn, Dann erleidet aber der Arbeitnehmer 
durch die Arbcitsruhe an Feiertag regelmäßig keinen Verdicnst- 
ausfall (Huock-Nippordey, Lehrbuch des Arbeitcrcchts, 7,/ufl,, 
Ed, I, § 40 III 3 c, So 269),
b) Das Ergebnis, daß der Kläger durch die Zahlung des vollen 
Monatsgehalts seine Feiertagsbezahlung erhalten hat, ist kein 
anderes, wenn Nr, 4 des Arbeitsvertrags mitberücksichtigt 
wird. Der Beklagte will dieser Abrede offenbar die Auslegung 
geben, an den hier in Betracht kommenden Feiertagen sei gar 
keine Arbeit ausgefallen; deswegen brauche er für diese Tage 
nichts zu zahlen, Een steht entgegen, daß nach den Fest­
stellungen des landocarbeitsgerichts, die auf der aus Rechts-- 
gründen nicht zu beanstandenden Auslegung der Nr, 4 und 9 
des Arbeitevertrags beruhen, die regelmäßige Arbeitszeit des
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Klügere die Fünf-Tage-Woche mit arbeitsfreien Mittwoch ge­
wesen ist» Nach Ansicht des Beklagten soll dies aber nicht 
in den Wochen gegolten haben, in die ein gesetzlicher Feier­
tag fiel; dann soll, wie offenbar der Beklagte meint, jeweils 
der Feiertag der freie lag und der mit Arbeit belegte Mitt­
woch einer der fünf Arbeitstage gewesen sein»

Dieser Auslegung hat das Landesarbeitsgericht mit Recht 
die.Anerkennung versagt» Eine derartige Abrede, wenn sic 
überhaupt in den vorbezeichneten Sinne von beiden Parteien 
gewollt gewesen sein sollte, stellt sich als eine unzulässige 
Umgehung des § 1 A.bo» 1 FeicrtagslohnzahlungsG dar; denn 
cs würde damit einzclvertraglich der unabdingbare gesetzliche 
Anspruch auf Feiertagsbezahlung (vgl» dazu z» B» BAG 10, 29 
/~3Aj7 - AP Nr» 11 zu § 1 FeicrtagslohnzahlungsG; BAG AP 
Nr» 2 zu § 611 BGB Akkordkolonne unter 2 b der Entsehcidungs- 
gründe) zun Nachteil des Arbeitnehmers abgedungen» Bas hat 
in ähnlich liegenden Fällen bereits der Erste Senat des 
Eundesarbcitogerichto mehrfach entschieden (vgl» BAG AP Ir»4 
zu § 1 FeicrtagslohnzahlungsG; BAG 8, 76 /~19_7 — AP Nr» 5 
aaO); dem ist der erkennende Senat in den gleichzeitig 
erlassenen und zur Veröffentlichung sowohl in der Amtlichen 
Sammlung als auch im Nachschlagewerk des Gerichts vorge­
sehenen Urteil 3 AZR 453/65-(Verkündungsdatum gemäß § >10 
Abs» 2 ZPO: 26» März 1966) gefolgt» Nach dieser Rechtsprechung? 
die allgemeine Zustimmung gefunden hat, kann somit bei regel­
mäßiger Fünf-Tage-Woche in einer Woche mit einem Feiertag 
die Arbeitszeit dieses Tages nicht mit der Wirkung auf den 
normalerweise arbeitsfreien Tag verlegt werden, daß der An­
spruch auf die Feiertagsbozahlung entfällt» Nichts anderes 
gilt aber für den Fall, daß, 'wie hier, die Fcicrtcgsvcrgütung 
schon im Monatsgehalt enthalten ist»

Dabei macht es auch keinen Unterschied, ob solche Ab­
sprachen im Laufe des Arbeitsverhältnisscs aus Anlaß eines 
bestimmten bevorstehenden Wochenfeiertags getroffen werden 
oder ob die Arbeitsvertragsparteien, wie es hier der Fall 
ist, schon bei Vertragsabschluß für alle einschlägigen
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künftigen Fälle etwas vereinbaren, was ungesetzlich ist.
Die Folge ist immer die, daß die Vereinbarung insoweit 
nichtig ist, als sie den Anspruch, auf die Feiertagsbe- 
sahlung aus schließt, wobei cs auf die innere Willensrich- 
tung der Parteien nicht ankommt» Für diesen Fall der Teil­
nichtigkeit des Arbeitsvertrags ist hier mit Rücksicht auf 
die übrigen Vertragsteile entgegen der Regel des § 139 BGB 
anzunehmen, daß die Parteien den Vertrag ohne den nichtigen 
Teil abgeschlossen haben würden» Sic würden den Anspruch 
aus § 1 Aboo 1 FeiertagslohnzahlungcG nicht abgedungen haben» 
Bann ist dieser Anspruch aber, wie bereits oben zu 1 a dieser 
Gründe dargclcgt ist, durch die Zahlung des vollen Monats- 
gchalts erfüllt worden»
2» Bengenäß ist die Klageforderung nicht als Anspruch aus 
§ 1 Abo» 1 FcicrtagslohnzahlungsG zu werten,, sondern als 
Anspruch auf zusätzliche Vergütung für die Arbeitsleistung, 
die der Kläger in Feiertagswochon jeweils an einen für ihn 
sonst arbeitsfreien Mittwoch gewissermaßen zusätzlich erbracht 
hat» Baß der Arbeitnehmer, der bei regelmäßiger Fünf-Tagc- 
Wocho die an einen Wochenfoiertag ausfallende Arbeitszeit an 
seinem sonst arbeitsfreien Tag vor- oder nachholt, der also 
in einer Feiertagswoche praktisch genau so viel arbeiten muß 
wie in einer Woche ohne Feiertag, Anspruch auf Lohn- oder 
Gehaltszahlung für diese «zusätzliche" Arbeitsleistung am 
sechsten Wochentag hat, entspricht der -bereits oben zu 1 b 
angeführten Rechtsprechung des Ersten und des erkennenden 
Senats» Es kann sich deshalb im vorliegenden Fall nur darum 
handeln, ob der Beklagte, wie er meint, diese Ansprüche des 
Klägers erfüllt hat»
a) Soweit der Beklagte in diesem Zusammenhang aus Ur» 4 des 
Arbeitsvertrags herleitet, in Wochen mit gesetzlichen Feier­
tagen habe kraft Fartoivereinbarung nicht die Fünf-, sondern 
die Sechs-Tage-Woche gegolton;und auch die in solchen Wochen 
erbrachte Arbeitsleistung sei durch die Zahlung des vollen 
Monat;gchalts abgegolten, will er offenbar zum Ausdruck 
bringen, die Fünf-Tage-Woche sei nicht die regelmäßige Arbeite-
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Zeiteinteilung in Sinne der erwähnten Rechtsprechung 
geweoen.

Diese Ansicht ist schon deshalb irrig, weil es für den 
Begriff der Regelmäßigkeit (vgl» dazu ausführlich Prey, RöA 
I960,. 246 /~255 f°_7) genügt, daß in allgemeinen nach der 
Regel verfahren wird, Ausnahmen von der Regel aber nicht 
ausgeschlossen sind» Hier haben aber die Parteien die Pünf- 
Tagc-Woche als die allgemein geltende Arbcitszeiteintoilung 
angesehen und gehandhabt und nur in den wenigen Wochen des 
Jahres, in die ein Peiertag auf einen Werktag fiel, (mög­
licherweise) hiervon eine Ausnahme gemacht» Das ergibt sich 
aus der Verteilung der Arbeitszeit auf die einzelnen Wochen­
tage in Nr» 9 Abc» 2 des Arbeitcvertragec, der auch so 
praktiziert worden ist»

Es bedarf deshalb keiner näheren Erörterung mehr, daß 
überdies gemäß der bereits genannten Rechtsprechung bei 
allgemein geltender. Pünf-Iage-Woehe die Pectlcgung der 
Sechc-Sagc-Woche ausgerechnet in Peiertagsvochcn sich als 
unzulässige Umgehung des § 1 Abs» 1 PciertagslohnzchlungcG 
darstcllcn würde und aus diesem Grunde unbeachtlich wäre» 
Denn cs ist gerade der Zweck dieser Vorschrift, daß der 
Arbeitnehmer die Arbeitsruhe am Peiertag ungeschmälert er­
hält und nicht den Arbeitsausfall durch Arbeit an anderen 
Tagen aucgloichcn muß»
b) Das besagt allerdings nicht, daß es unzulässig wäre, 
die Vor- oder Rachloistung der an Peiertag ausgefallenen 
Arbeitszeit zu vereinbaren» Das ergibt sich aus den Grund­
satz der Vertragsfreiheit, der ggf» durch zwingendes 
Arbeitsschutzrecht (z»B= Höchstgrenzen der Arbeitszeit nach 
der Arbeitezeitordnung) eingeschränkt sein kann, eine Präge, 
die hier aber keine Rolle spielt» Wird eine solche Verein­
barung getroffen - in vorliegenden Pall ergibt sie sich aus 
Er» 4 des Arbeitsvertrags -, dann entsteht für den Arbeit­
nehmer ein entsprechender (zusätzlicher) Lohn- oder Gehalts- 
zahlungcanspruch, der im Grundsatz über den Vergütüngcan- 
spruch für die regelmäßige Arbeit (einschließlich der

-  8 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


8

Feiertage) hinausgeht und neben diesen zu erfüllen into
c) Es ist jedoch nicht ausgeschlossen, daß die Arbeitsver­
tragsparteien in V/ege der Pauschalrcgelung eine Gesantver- 
gütung vereinbaren, durch die bestimmte zusätzliche, in laufe 
des lohn- oder Gehaltszchlungszcitrauns entstehende Vergütungs 
ansprüche des Arbeitnehmers erfaßt und abgegolten wordene 
Pas ist in der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts in 
einer Reihe von Fällen anerkannt worden (vglo z, Bo für die 
llehrarbeitsvergütung: BAG 2, 277 = AP Nr. 1 zu § 15 AZ.Oj 
AP Kro 5 'zu § 611 EGB Mchrarbeitsvergütung; AP Hr. 1 zu 5 1 
AZO; insbesondere bei Schiffsoffizieren AE Nr, 1 zu § 58 SeenG 
für die Vergütung der.Reisezeit, die zugleich Mehrarbeitszeit 
isti AP Kr» 3 zu § 611 BGB Wegezeit, Abschn, II 3 b der Gründe 
für die Zuschläge zun Heimarbeitsentgelts BAG 14, 132 = AP 
Nr. 1 zu § 20 HAG; AP Kr, 1 zu § 1 HAG; im gleichen Sinne für 
die l'eiertagsvcrgütungs LAG Baden-Württemberg AP Nr, 3 zu 
§ 611 BGB Kellner), Soweit der Fünfte Senat des Bundesarbeits- 
gerichts in seinen Urteil von 3° November 1965 - 5 AZR 157/65 
/”der.nächst_r AP Nr, 1 zu § 11 BUrlG - eine wirksame Zahlung 
des Urlaubcentgcltcs nur anerkannt hat, wenn sie in bestimmter 
ven sonstigen Arbeitsentgelt abgegrenzter und unterscheidbarer 
Höhe erfolgt, beruht dies auf den Besonderheiten des Urlaubs- 
rechts, vor allen auf der Zweckbestimmung des Urlaubs und des 
Urlaubsentgeltcso

Solche Besonderheiten sind in einem Pall der vorliegenden 
Art nicht gegeben. Penn hier geht es um die Vergütung der an 
einen Feiertag ausgefallenen und auf einen sonst arbeitsfreien 
Tag verlegten Arbeitszeit, also um einen üblichen Lohn- oder 
Gehaltcancpruch, Per Senat hat in Übereinstimmung mit den 
Landcsarbcitsgericht, soweit nicht zwingendes Recht - insbe­
sondere unabdingbaren Tarifrecht - berührt wird, keine recht­
lichen Bedenken gegen eine Vereinbarung, die die pauschale 
Abgeltung eines derartigen Anspruches zun Gegenstand hat,
Pabci trägt der Arbeitgeber die volle Darlegungs- und Beweis- 
last,- daß eine solche Vereinbarung getroffen worden ist 
(BAG 14, 132 <f139jT « A? Nr. 1 zu § 20 HAG; BAG AP Nr, 1 
zu § 1 HAG)o 
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d) Das landcsarbeitsgericht hat angenommen, der hier 
geltend gemachte Anspruch sei durch das erheblich über den 
■Tarifgehalt liegende Gehalt des Klägers abgegolten worden» 
Hierzu rügt die Revision mit Recht, daß den Landesarbeitc- 
gcricht ein Auslcgungsfchlor (§ 133 BGB) unterlaufen ist, 
weil es nicht alle für sein Ergebnis in Betracht zu 
ziehenden Umstände festgestellt und gegeneinander abgewogen 
hat»

Die Vereinbarung einer pauschalen Abgeltung der hier 
streitigen Forderungen durch das den Kläger gewährte Gehalt 
ist jedenfalls ausdrücklich in den schriftlichen Arbeits­
vertrag der Parteien nicht getroffen worden,obwohl eine 
solche ausdrückliche Regelung an besten zur Vermeidung von 
Streitigkeiten geeignet und deshalb jeder anderen Lösung 
yorzuzichen ist» Weder aus den in Kr» 2 des Vertrags ver­
wandten Begriff "festes Monatsgehalt" noch aus der nach der 
Feststellung des landesarbeitsgericht3 un etwa 250,—  IM 
über den Tarifgchalt liegenden Gehaltshöhe von 1»C0.0,—  IM 
ergibt sich unmittelbar, daß mit den Gehalt pauschal auch 
etwaige zusätzliche Vergütungsansprüchc abgegoltcn sein 
sollen» Nun kann eine Pauschalveroinbarung auch aus den 
Begleitumständen entnommen werden, unter denen sie zustande 
gekommen ist» Dazu gehört aber wenigstens, daß für den 
Arbeitnehmer deutlich erkennbar geworden ist-, über die ihn 
versprochene Vergütung hinaus könne er auch für zusätz­
liche Arbeit der hier in Rede stehenden Art keine Bezahlung 
verlangen, vielmehr enthalte das vereinbarte Gehalt auch 
die Vergütung der Zusatzarbeit» Andererseits ist nicht zu 
fordern, daß ein genau bestimmter Teil der Gesantvergütur.g 
als Abgeltungsbctrag für die Zusatzarbeit gekennzeichnet 
wird, es sei denn, daß unabdingbare Vergütungssätze, z» B» 
tariflicher Art, unterschritten würden; in diesem Palle 
müßte allerdings die Gehaltshöhe durch entsprechende Auf­
gliederung rechnerisch überprüft werden (vgl» die oben zu 
2 c angeführte Rechtsprechung)»
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Das Landesarbeitsgericht meint, eine Pauschalregelung 
sei "zweifelsohne" von den Parteien beabsichtigt gewesenj 
sie sei "eindeutig". Es gibt aber nicht an, welche Umstände 
es zu dieser Ansicht geführt haben und befaßt sich auch nicht 
mit den soeben behandelten Voraussetzungen, bei deren Vor- 
licgen eine Pauschalregelung angenommen werden kann. Die 
Zahlung eines übertariflichen Gehaltes, die in Sinne der Aus- 
legung des Landesarbeitsgcrichts sicher beachtlich ist, kann 
auch andere Gründe haben, zumal heute in zahlreichen Fällen 
schon für die regelmäßige Arbeitsleistung nicht unerheblich 
mehr als der Tariflohn oder das Tarifgchalt gezahlt wird»
e) Da das Landesarbeitsgericht alle diese Umstünde nicht in 
Betracht gezogen und dementsprechend nicht gewürdigt hat, 
sein Urteil aber auf der Annahme einer pauschalen Abgeltung 
der hier geltend gemachten Ansprüche beruht, muß das Urteil 
aufgehoben worden. Der Senat ist selbst weder in der Lage, 
diese Versäumnisse nachzuholen, noch, da es an entsprechenden 
Feststellungen fohlt, die nachstehend angeführten Erörterungen 
abschließend zu behandeln. Deshalb ist die Sache an das Landes- 
arbcitsgericht zurückzuverweisen.
3° Eei der erneuten Verhandlung und Entscheidung wird das 
Lcndcscrbcitsgericht folgendes zu berücksichtigen haben:
a) In Grundsatz hat der Kläger einen Anspruch auf zusätz­
liche Gehaltszahlung für die zum Ausgleich des Arbeitsaus­
fallen infolge von Feiertagen an sonot arbeitsfreien Tagen 
geleistete Arbeit. Dieser Gehaltsanspruch kann durch das ver­
einbarte Monatsgehalt abgegolten sein. Ob dies der Fall ist, 
bedarf unter Beachtung der oben zu 2 d angeführten Gesichts­
punkte der erneuten Prüfung. '.Vird die Frage bejaht, dann ist 
die Klage abzuweisen..
b) Wird die Frage verneint, so muß nicht nur über den vom 
Beklagten vorgebrachten Einwand der allgemeinen Verwirkung 
(§ 242 BGB), sondern auch darüber entschieden werden, ob und 
ggf. welche tarifliche Verfallklausol eingreift. Hier kann 
bedeutsam werden, daß nach § 6 Nr. 1 Satz 2 des von'den Par­
teien in den Vorinstanzen angeführten Manteltarifvertrags
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(MTV) für die Angestellten des Einzelhandels in Baden- 
Württemberg in der Fassung von 1. lezenber I960 - seine 
Geltung für das Arbeitsverhültnis der Parteien vorausge­
setzt - die an gesetzlichen Feiertagen ausgefallene Arbeits­
zeit, als Arbeitszeit gezählt wird« Ist dies aber der lall, 
dann kann die von Kläger geleistete zusätzliche Arbeit, 
deren Bezahlung er mit der Klage fordert, Mehrarbeit in 
Sinne des § 7 Nr, 1 MTV sein und die hierfür zustchcnde Ver­
gütung der besonderen Verfallklausel des § 8 Kr» 5 LTV 
unterliegen» Bagegen dürfte die allgemeine Verfallklausel 
des § 23 MTV nicht zun Zuge können, da die Klagoforderuzg 
spätestens mit der Klageerhebung innerhalb dieser tarif­
lichen Ausschlußfrist geltend gemacht worden ist»
c) Sollte auch hiernach die Klageforderung gerechtfertigt 
sein, dann bedarf die Frage der von Beklagten erklärten 
Aufrechnung mit Gegenansprüchen noch der Entscheidung Ir.sc- 
woit dürften zwar durch den Teil-Vergleich von 10» Juni 1969 
(Bl» 88 VorA) gewisse Gegenansprüche des Beklagten erledigt 
sein» Andere dieser Ansprüche sind aber offenbar bis zun 
Schluß der Tatsacheninstanz aufrechtcrhaltcn worden» Bas 
wird das Laiidcsarbeitsgoricht in einzelnen noch klären 
müssen» 1

gez» Br» Stumpf Hilger Br» Gröninger
Köglin Handrack
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